
F A M O S
Der Fall des Monats im Strafrecht

Humboldt-Universität zu Berlin · Juristische Fakultät · Professur für Strafrecht, Strafprozessrecht und Rechtsphilosophie
Prof. Dr. Klaus Marxen sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Professur und Studierende

Beziehen Sie FAMOS als Newsletter. Anmeldung unter www.fall-des-monats.de

1. Sachverhalt1

Nachdem A an B Rausch-
gift verkauft hat, wird er
zu einer polizeilichen
Vernehmung vorgeladen.
Er nimmt an, dass B ihn
verraten hat. Daraufhin
beschließt er, B zu be-
strafen und ihn zu ver-
anlassen, seine Angaben
bei der Polizei zu wider-
rufen. Das soll so ge-
schehen, dass er B in ein
entlegenes Waldstück
verbringt, ihn dort zu-
sammenschlägt, in seine
Brust mit einem Messer
das Wort „Verräter“ ritzt
und ihn auffordert, seine
Äußerungen gegenüber
der Polizei zurückzuneh-
men. Bei einem Zusam-
mentreffen überredet er
B unter Verdeckung sei-
ner wahren Absichten, zu einem Ge-
spräch in sein Auto zu steigen. Als die-
ser im Wagen sitzt, fährt A sofort los,
so dass der überraschte B das Fahrzeug
nicht mehr verlassen kann. Im Wald
angekommen, schlägt A ihm mit der
Faust ins Gesicht und versetzt ihm,
nachdem er zu Boden gegangen ist,
Tritte in den Bauch und gegen den
Kopf. Dann schneidet A mit einem Mes-
ser den Buchstaben V mit einer Schen-
kellänge von 10 cm etwa 5 mm tief in
die Brust des B. Schließlich fordert er B
auf, seine Aussage bei der Polizei zu-
rückzuziehen. Wegen seiner schweren
Verletzungen wird B in einem Kranken-
haus behandelt. Die Schnittwunde muss

                                      
1 Aus mehreren ähnlichen Tatkomplexen haben

wir einen ausgewählt und leicht verändert,
um die Probleme des Falles möglichst deut-
lich hervortreten zu lassen.

mit 30 Stichen genäht werden. Einige
Monate danach ist noch eine 10 cm
große V-förmige Narbe mit einem etwa
1 cm hohen dunkelrot gefärbten Nar-
benwulst deutlich zu erkennen. Ob die
Narbe operativ entfernt werden kann,
steht noch nicht fest.

2. Problem(e) und bisheriger
Meinungsstand

Zur Hauptsache muss geklärt werden,
ob A sich wegen Geiselnahme nach
§ 239 b Abs. 1 StGB und wegen
schwerer Körperverletzung in der Form
der dauerhaften Entstellung gem. § 226
Abs. 1 Nr. 3 StGB strafbar gemacht
hat.2

                                      
2 Im Übrigen hat A die folgenden Straftaten

begangen: Freiheitsberaubung gem. § 239
Abs. 1 StGB durch die Autofahrt, vollendete
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Wir wollen uns zunächst mit
§ 239 b StGB näher befassen. Der Um-
gang mit der Vorschrift ist schwierig,
weil sie kompliziert aufgebaut ist. Sie
enthält zwei tatbestandliche Haupt-
alternativen:3 Zum einen das Entfüh-
ren oder Sich-Bemächtigen zum Zweck
einer Nötigung und zum anderen das
Ausnutzen einer Entführungs- oder Be-
mächtigungslage zu einer Nötigung. In
unserem Fall ist die erste Alternative zu
prüfen.

Deren objektiver Tatbestand be-
steht allein in der Handlung des Ent-
führens oder des Sich-Bemächtigens.
Das Sich-Bemächtigen setzt die Erlan-
gung physischer Herrschaft über einen
anderen voraus.4 Das Entführen erfor-
dert zusätzlich, dass der Täter den Auf-
enthaltsort des Opfers verändert hat.5

Hier hat A den B entführt, indem er ihn
gegen seinen Willen in den Wald ver-
bracht hat, wo er seiner Herrschaftsge-
walt ausgesetzt war.

In subjektiver Hinsicht muss ne-
ben dem Entführungsvorsatz die Ab-
sicht gegeben sein, das Opfer durch
eine Drohung mit dem Tod, mit einer
schweren Körperverletzung oder mit
einer längeren Freiheitsentziehung zu
einer Handlung, Duldung oder Unterlas-
sung zu nötigen. Im vorliegenden Fall
könnte A beabsichtigt haben, B mit

                                                           
Nötigung gem. § 240 Abs. 1 und 2 StGB
durch die gewaltsame Einwirkung auf B mit
dem Ziel der Erduldung der Verletzung, ver-
suchte Nötigung gem. §§ 240 Abs. 1, 2 und
3, 22, 23 StGB, durch die drohende Einwir-
kung  auf B mit dem Ziel, ihn zur Rücknahme
angeblicher Äußerungen gegenüber der Poli-
zei zu veranlassen, einfache Körperverletzung
gem. § 223 Abs. 1 StGB durch die Schläge
und Tritte und gefährliche Körperverletzung
gem. §§ 224 Abs. 1 Nr. 2, 223 Abs. 1 StGB
durch das Herbeiführen der Schnittverlet-
zung. Das mehraktige Geschehen wird durch
die Freiheitsberaubung (gegebenenfalls durch
die Geiselnahme) verklammert, so dass Tat-
einheit gem. § 52 StGB anzunehmen ist.

3 Vgl. die grafische Darstellung unter 4. sowie
die Übersichten bei Rengier, Strafrecht BT II,
6. Aufl. 2005, § 24 Rn. 1 b und c.

4 Vgl. Lackner/Kühl, StGB, 25. Aufl. 2004,
§ 239 a Rn. 3.

5 Vgl. Lackner/Kühl (Fn. 4), § 239 a Rn. 3.

dem Tod oder einer schweren Körper-
verletzung zu drohen.

Es wäre ein Fehler, in diesem Zu-
sammenhang auf die tatsächlich aus-
geführte, möglicherweise schwere Kör-
perverletzung abzustellen. Zwei Gründe
sind es, die das verbieten. Das Gesetz
führt die schwere Körperverletzung als
Gegenstand einer Drohung, also einer
Ankündigung, an. Außerdem ist die
subjektive Einrahmung zu beachten:
Festzustellen ist demnach, ob der Täter
zum Zeitpunkt der Entführung die Ab-
sicht gehabt hat, mit einer schweren
Körperverletzung oder mit dem Tod zu
drohen.

Der Sachverhalt ist in dieser Hin-
sicht unklar. Sicherlich hatte das ge-
plante (und dann auch durchgeführte)
Gesamtverhalten des A drohenden
Charakter gehabt. B sollte ja einge-
schüchtert werden, damit er seine an-
geblichen Äußerungen bei der Polizei
zurücknahm. Zweifelhaft ist jedoch, ob
auch die erhöhten Anforderungen einer
Drohung mit dem Tod oder einer
schweren Körperverletzung erfüllt wa-
ren. Man könnte darauf abstellen, dass
A den B körperlich schwer verletzen
und damit konkludent Gleiches oder
sogar noch Schlimmeres für die Zukunft
ankündigen wollte. Andererseits diente
diese Aktion wohl im Wesentlichen der
Bestrafung.

Halten wir fest: In tatsächlicher
Hinsicht ist zweifelhaft, ob A in der Ab-
sicht handelte, B mit dem Tod oder ei-
ner schweren Körperverletzung zu be-
drohen. Die eigentlichen Rechtsproble-
me sind damit aber noch nicht ange-
sprochen. Zu ihnen gelangen wir nur,
wenn wir die Prüfung gleichwohl fort-
setzen.

Es ist zu untersuchen, ob A den im
Gesetz vorgesehenen Nötigungs-
zweck erstrebte. Dieser ist denkbar
weit gefasst mit der Formulierung
„Handlung, Duldung oder Unterlas-
sung“.

Eine Einschränkung ergibt sich von
Gesetzes wegen lediglich aus dem Zu-
sammenhang mit dem Nötigungs-
mittel der Drohung. Wer droht, will
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ein bestimmtes willentliches Verhalten
des Opfers erreichen, sei es ein Tun
oder ein Unterlassen. Eine Einwirkung,
welcher das Opfer nicht zu widerstehen
vermag, kann nicht das Ziel einer Dro-
hung sein.6 Daher scheidet im vorlie-
genden Fall die Hinnahme der Schläge
und der Schnittverletzung als Bezugs-
punkt für die (beabsichtigte) Drohung
aus. In diesem Zusammenhang ist al-
lein von Bedeutung, dass B seine Anga-
ben vor der Polizei widerrufen sollte.
Insoweit ist das Gesetz seinem Wort-
laut nach allerdings problemlos an-
wendbar.

Probleme ergeben sich aus Anwen-
dungsregeln, die für § 239 b StGB (und
gleichermaßen für § 239 a StGB)  ent-
wickelt worden sind. Sie betreffen zur
Hauptsache die Anwendung der Vor-
schrift auf Zwei-Personen-Verhält-
nisse, also auf Konstellationen, in de-
nen das Entführungs- oder Bemächti-
gungsopfer selbst und nicht eine dritte
Person genötigt werden soll.

Es besteht Einigkeit darüber, dass
der Tatbestand in diesen Fällen einge-
schränkt werden muss.7 Hauptargu-
ment: Andernfalls würden §§ 239 a und
b StGB mit ihren hohen Strafandrohun-
gen eine Vielzahl von klassischen be-
reichsspezifischen Tatbeständen be-
deutungslos werden lassen, wie z. B.
Vergewaltigung gem. § 177 StGB oder
räuberische Erpressung gem. §§ 255,
253 StGB.

Wie der Tatbestand eingeschränkt
werden soll, war lange Zeit äußerst
umstritten. Die aktuelle Diskussion wird
maßgeblich durch eine Entscheidung
des Großen Senats in Strafsachen8

bestimmt. Danach gilt Folgendes. §
239 b StGB ist in allen Alternativen als
ein zweiaktiges Delikt zu verstehen. In
der ersten Hauptalternative des Ent-
führens oder Sich-Bemächtigens ist der

                                      
6 Vgl. Lackner/Kühl (Fn. 4), § 239 b Rn. 2.
7 Vgl. dazu und zum Folgenden: Küper, Straf-

recht BT, 6. Aufl. 2005, S. 263–266; Wes-
sels/Hettinger, Strafrecht BT, 29. Aufl. 2005,
Rn. 458.

8 BGHSt 40, 350; vgl. zur Leitfunktion dieser
Entscheidung Rengier (Fn. 3), § 24 Rn. 12.

zweite Akt ins Subjektive vorverlagert.
Die beiden Akte müssen funktional
und damit auch zeitlich zusammen-
hängen. Mit dem ersten Akt muss der
Täter bezwecken, die so geschaffene
Zwangslage für die Verwirklichung einer
weitergehenden Nötigung mittels quali-
fizierter Drohung auszunutzen.

Diese Tatbestandsanalyse dient auf
folgende Weise dem Opferschutz: Das
Opfer soll davor geschützt werden, dass
es in einer bereits durch Zwang be-
stimmten Situation, in der der Täter
seine Drohung jederzeit wahr machen
kann, noch weitergehend genötigt wird.
Das bedeutet umgekehrt: Der Tatbe-
stand greift nicht ein, wenn mit der
Drohung eine Handlung des Opfers er-
zwungen werden soll, die erst nach
Beendigung der Entführungs- oder
Bemächtigungslage vorzunehmen ist,
zu einem Zeitpunkt also, in dem das
Opfer sich nicht mehr in der Gewalt des
Täters befindet.9

Damit scheint festzustehen, wie un-
ser Fall zu lösen ist: Da B erst freige-
lassen und dann zur Polizei gehen soll-
te, fehlt es im Hinblick auf das Nöti-
gungsziel des Widerrufs an dem erfor-
derlichen Zusammenhang.

Es ist jedoch noch eine Differen-
zierung zu beachten, die in Fällen die-
ser Art vorgenommen wird.10 Danach
ist auch zu berücksichtigen, ob der Tä-
ter zusätzlich beabsichtigt, das außer-
halb der Entführungs- oder Bemächti-
gungssituation liegende Ziel durch ein
Opferverhalten abzusichern oder zu
fördern, das diesem noch im Rahmen
der Zwangslage abgenötigt werden soll.
Wenn diesem Teil- oder Zwischenziel
eine selbständige Bedeutung zukommt,
soll § 239 b StGB anwendbar sein. Das
soll insbesondere für Fälle gelten, in
denen das Opfer gezwungenermaßen

                                      
9 Vgl. zu dieser zeitlichen Grenze: BGH NStZ

1996, 277; BGH StV 1997, 303;
Lackner/Kühl (Fn. 4), § 239 a Rn. 4 a; Mar-
xen, Kompaktkurs Strafrecht BT, 2004,
S. 64 f.

10 Vgl. zum Folgenden BGH NJW 1997, 1082 f.;
Küper (Fn. 7), S. 265; Lackner/Kühl (Fn. 4),
§ 239 a Rn. 4 a.
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zusichert, sich später so zu verhalten,
wie der Täter es von ihm verlangt, z. B.
durch ein „Ehrenwort“11.

Allerdings müsste dieser Ansatz
ausgeweitet werden, wenn man damit
im vorliegenden Fall zu einer Anwen-
dung von § 239 b StGB gelangen woll-
te.12 Denn es lässt sich dem Sachver-
halt nicht entnehmen, dass B die Zusa-
ge, sei es als ausdrückliche Erklärung
oder als konkludentes Verhaltens, ab-
genötigt werden sollte, seine Äußerun-
gen vor der Polizei zurückzunehmen.
Die Ausweitung könnte so erfolgen,
dass auf eine Erklärung des Opfers ver-
zichtet wird, wenn sie angesichts der
Fallumstände nicht zu erwarten ist, die
Beteiligten jedoch mit Selbstverständ-
lichkeit davon ausgehen, dass das Op-
fer bereit wäre, eine Zusage zu ma-
chen.

Bedenklich daran wäre, dass es sich
mit dem Wortlaut der Vorschrift
schlecht verträgt, auch die Beabsichti-
gung eines nur potentiellen Nöti-
gungseffekts ausreichen zu lassen.
Für eine solche Ansicht spräche dage-
gen ihre Realitätsnähe. Denn im krimi-
nellen Milieu werden bei Einschüchte-
rungsaktionen in der Regel keine förm-
lichen Erklärungen ausgetauscht. Zu-
meist ist die Einwirkung so massiv,
dass der Täter sich seiner Sache sicher
ist und eine Zusage des Opfers gar
nicht für erforderlich hält. Und je dras-
tischer die Mittel der Einschüchterung
sind, desto eher hält der Täter es für
entbehrlich, dass das Opfer auch noch
zusagt, der Aufforderung nachzukom-
men. Wollte man gleichwohl an dem
Erfordernis einer Zusage festhalten, so
würde mit der Steigerung der Ein-
schüchterungsmittel die Möglichkeit
abnehmen, § 239 b StGB anzuwenden.

Wenden wir uns noch der Frage zu,
ob A sich durch das Einschneiden des
Buchstaben V in die Brust des B wegen
schwerer Körperverletzung strafbar

                                      
11 So in der Entscheidung BGH NJW 1997,

1082.
12 Die folgenden Überlegungen, die aus unserer

Sicht nahe liegen, sind bisher noch nicht in
Rechtsprechung oder Literatur anzutreffen.

gemacht hat. Er könnte B in erheblicher
Weise dauernd entstellt haben und
demnach gem. § 226 Abs. 1 Nr. 3 StGB
wegen fahrlässiger oder bedingt vor-
sätzlicher Begehung oder nach Abs. 2
dieser Vorschrift wegen absichtlicher
oder wissentlicher Begehung zu be-
strafen sein.

Ein erstes Problem ergibt sich aus
dem Umstand, dass die dem B zuge-
fügte erhebliche Verletzung von ande-
ren in der Regel nicht wahrgenommen
wird, weil sie durch Kleidung ver-
deckt ist. Es könnte daher eine Ent-
stellung zu verneinen sein. Der Mei-
nungsstand in dieser Frage ist durch
eine Ausweitung des strafrechtlichen
Schutzes gekennzeichnet.13 Dabei wird
ein Zusammenhang mit der Verände-
rung der Lebensformen insbesondere
im Freizeitbereich hergestellt.14 Da mit
dem nackten Körper freizügiger umge-
gangen werde, sei ein umfassender
Schutz geboten. Im Übrigen wird an-
geführt, dass eine Verdeckung durch
Kleidung nicht den Ausschlag geben
könne, weil die körperliche Verunstal-
tung jedenfalls in intimen Situationen
sichtbar werde; auch darauf müsse sich
der strafrechtliche Schutz erstrecken.15

Das zweite Problem betrifft die ge-
setzlich geforderte Dauerhaftigkeit
der Entstellung. Im Grundsatz besteht
Einigkeit darüber, dass eine Entstellung
nicht von Dauer ist, wenn sie in abseh-
barer Zeit höchstwahrscheinlich beho-
ben werden kann und dem Opfer die
Behandlung zumutbar ist.16 Insoweit
enthält der Sachverhalt nur die knappe
Mitteilung, dass noch nicht feststehe,
ob die Narbe operativ entfernt werden

                                      
13 Vgl. zum Folgenden Hirsch in LK, StGB, 11.

Aufl., § 226 Rn. 18; Tröndle/Fischer, StGB,
53. Aufl. 2006, § 226 Rn. 9.

14 BGHSt 17, 161, 163.
15 So schon Blei, Strafrecht II, 12. Aufl. 1983,

S. 52, mit dem bemerkenswerten Hinweis,
„daß die Formen des ehelichen (!) Zusam-
menlebens nicht mehr durchweg in den Pen-
sionaten für Töchter aus gehobenen Schich-
ten geprägt werden“.

16 Vgl. Rengier (Fn. 3), § 15 Rn. 11; Wes-
sels/Hettinger (Fn. 7), Rn. 293; Paeffgen in
NK, StGB, 2. Aufl. 2005, § 226 Rn. 20.



FAMOS · Dezember 2005 Seite 5

könne. Wie ist mit dieser Ungewissheit
umzugehen?

Denkbar ist, unter Anwendung des
Grundsatzes „in dubio pro reo“ zu-
gunsten des A anzunehmen, dass eine
Beseitigung möglich ist.17 Die h. M.
sieht das jedoch anders.18 Sie verweist
darauf, dass keine in der Vergangenheit
liegenden Tatsachen festzustellen sind,
sondern eine Prognose getroffen wer-
den muss. Auf prognostische Urteile sei
der Zweifelssatz nicht anwendbar.
Zweifel daran, dass die Entstellung mit
hoher Wahrscheinlichkeit behoben wer-
den könnten, gingen zu Lasten des Tä-
ters.

3. Kernaussagen der Entscheidung

Der BGH lässt vieles ungeklärt. Er
spricht nicht die Frage an, ob A eine
schwere Körperverletzung gem. § 226
Abs. 1 Nr. 3 StGB begangen hat.19 Auch
werden die Sachverhaltsprobleme nicht
erörtert, die im Zusammenhang mit
dem Merkmal der Drohungsabsicht in
§ 239 b Abs. 1 StGB auftreten. Im We-
sentlichen befasst sich die Entscheidung
nur mit der Frage, ob der erforderliche
Zusammenhang zwischen der Entfüh-

                                      
17 Hardtung in MüKo, StGB, § 226 Rn. 12.
18 Vgl. Paeffgen (Fn. 16), § 226 Rn. 20;

Horn/Wolters in SK, StGB, § 226 Rn. 4.
19 Der BGH geht auf § 226 Abs. 1 Nr. 3 StGB

lediglich in einem anderen Zusammenhang
ein. Nachdem er eine Anwendung von
§ 239 b Abs. 1 StGB mit Ausführungen zum
Verhältnis der beiden Teilakte abgelehnt hat,
heißt es: „Darauf, dass das Landgericht nicht
feststellen konnte, dass die dem Zeugen zu-
gefügte schwere Entstellung infolge der V-
förmigen roten und wülstigen Narbe eine
dauerhafte Entstellung (§ 239 b iVm. § 226
Abs. 1 Nr. 3 StGB) sei, kommt es daher nicht
an.“ (BGH Urt. v. 20. 09. 2005 – Az. 1 StR
86/05, abrufbar unter www.bundesge-
richtshof.de.) Das trifft so nicht zu. Ob tat-
sächlich eine schwere Körperverletzung vor-
gelegen hat, ist für die Anwendung von
§ 239 b Abs. 1 StGB in der hier relevanten
ersten Hauptalternative ohnehin bedeu-
tungslos. Maßgeblich ist vielmehr, ob der
Täter damit drohen wollte. Daher wäre auch
hinsichtlich der Dauerhaftigkeit der Entstel-
lung auf die Vorstellungen des Täters abzu-
stellen.

rung und der beabsichtigten Nötigung
gewahrt ist.

Auch dazu enthält die Entscheidung
nichts Weiterführendes. Unter Berufung
auf vorangegangene Entscheidungen
bezeichnet der BGH es als erforderlich,
dass die abgenötigte Handlung „wäh-
rend der Dauer der Zwangslage vorge-
nommen werden soll“.20 Ausreichend
seien zwar auch „solche Handlungen
des Opfers, die eine nach der Vorstel-
lung des Täters eigenständig bedeut-
same Vorstufe des gewollten Enderfol-
ges darstellen“21. Im vorliegenden Fall
gebe es jedoch keine Anzeichen dafür,
dass B im Hinblick auf das Endziel,
nämlich die Rücknahme der Äußerun-
gen vor der Polizei, eine „entsprechen-
de zusagende oder zustimmende Er-
klärung noch während der andauernden
Bemächtigungssituation“22 habe abge-
ben sollen.

4. Konsequenzen für Ausbildung
und Praxis

Wir haben Anlass, zu betonen: Ausge-
wählt wird von uns der Fall des Monats,
nicht die Entscheidung des Monats.
Wenn auch die Entscheidung im Verrä-
ter-Fall wenig ergiebig ist, so verdienen
doch die Fallprobleme größte Aufmerk-
samkeit.

Um die Probleme der Geiselnahme
gem. § 239 b StGB zu erkennen, muss
zunächst die Struktur der Vorschrift
verstanden sein. Bereits unsere um-
fangreiche Einführung unter 2. hat zum
Ziel gehabt, den komplizierten Aufbau
zu erläutern. Die folgende Grafik bietet
eine zusätzliche Verständnis- und
Merkhilfe.

Die Bedeutung der §§ 239 a und b
StGB im Ausbildungs- und Prüfungszu-
sammenhang ist groß, weil sich der
mögliche Anwendungsbereich, insbe-
sondere bei Zwei-Personen-Verhältnis-
sen, mit dem Anwendungsbereich an-

                                      
20 BGH (Fn. 19).
21 BGH (Fn. 19).
22  BGH (Fn. 19).
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derer Strafvorschriften überschneidet.23

Es kommt daher häufig vor, dass die
Tatbestände angesprochen werden
müssen. Wer mit der oben24 dargeleg-
ten restriktiven Interpretation gut ver-
traut ist, wird diese Aufgabe sicher be-
wältigen.

Neben der hier relevanten zeitlichen
Einschränkung des Tatbestandes ist
noch eine weitere Grenze zu beach-
ten, die sich daraus ergibt, dass der
Tatbestand als ein unvollkommen zwei-
aktiges Delikt interpretiert wird, dessen
Teile funktional aufeinander bezogen
sind. An der Zweiaktigkeit fehlt es,
wenn der Bemächtigungsakt und der
(beabsichtigte) Nötigungsakt zusam-
menfallen. Eine Anwendung des Tatbe-
standes hat demgegenüber zur Voraus-
setzung, dass die Bemächtigungslage
sich verfestigt hat und dass diese „sta-
bile Zwischenlage“ als Basis für eine
weitere Nötigung dienen soll.25

Hinzuweisen ist noch auf Formulie-
rungsprobleme, die sich aus der sub-
jektiven Fassung des zweiten Teilaktes
ergeben, sofern der Täter seine Absicht
ganz oder teilweise umgesetzt hat. Es

                                      
23 Vgl. oben 2. zur Konkurrenz mit anderen

Tatbeständen.
24 2.
25 Näher dazu Rengier (Fn. 3), § 24 Rn. 14–18;

Marxen (Fn. 9), S. 59–63.

passiert allzu leicht,
dass unzutreffend auf
das tatsächliche Ge-
schehen abgestellt
wird.26 Dieses kann
aber lediglich in der
Weise verwertet wer-
den, dass von dort auf
die Absicht des Täters
zum Zeitpunkt der
Entführung oder Be-
mächtigung zurückge-
schlossen wird.

Als praktisch
wichtiges Ergebnis
der Entscheidung ist
festzuhalten: In Fällen
der Entführung mit
dem Ziel, den Wider-
ruf belastender Aus-

sagen zu einem späteren Zeitpunkt zu
erzwingen, kommt § 239 b Abs. 1 StGB
nur zur Anwendung, wenn dem Opfer
noch in der Zwangslage eine Erklärung
abverlangt werden soll. Von einem zu-
stimmenden Kopfnicken kann es ab-
hängen, ob die Vorschrift anwendbar
ist.27

5. Kritik

Enttäuschend ist, dass der BGH auf ei-
nige Fallprobleme überhaupt nicht ein-
geht. Die Stellungnahme zu § 239 b
Abs. 1 StGB setzt konsequent die bis-
herige Rechtsprechung fort. Auch hier
hätte man sich etwas mehr Problembe-
wusstsein gewünscht.

(Dem Text liegen Entwürfe von Stepha-
nie Schaal, Sandra Djunovic und Anti-
goni-Maria Spyropoulou zugrunde.)

                                      
26 Dieser Fehler unterläuft auch dem BGH

mehrfach in der hier vorgestellten Entschei-
dung.

27 Sofern man das Kopfnicken als selbständiges
Teil- oder Zwischenziel gelten lassen will. Der
vorangegangenen Entscheidung (BGH NJW
1997, 1082) könnte entnommen werden,
dass eine stärkere Bindung des Opfers, etwa
durch ein „Ehrenwort“, nötig ist. Die vorlie-
gende Entscheidung enthält dazu nichts
Weiterführendes.

Vorsatz

Wer…

einen Menschen
entführt

sich eines
Menschen
bemächtigt

zu nötigen

mit
dem
Tod
des
Opfers

mit dessen
Freiheits-
entziehung
von über
1 Woche

ihn

und die dadurch geschaffene Lage dazu
ausnutzt, …

oder oder

Subj. Tb 

Obj. Tb 

oder oder

Vorsatz

Ausnutzungs-Tatbestand„Entführungs“-Tatbestand

Die Struktur der Geiselnahme gem. § 239 b StGB

⌫

⌫ (beachte: obj. Prüfung!)

oder

mit einer
schweren
Körperver-
letzung
des Opfers

durch Drohung

einen Menschen
entführt

Wer…

um

sich eines
Menschen
bemächtigt

zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung

einen Dritten


